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Reichs-Geſetzblatt. 


M31. 


Inhalt: Verordnung, betreffend die Rechtsverhältniſſe in dem Schutzgebiete der Marſchall, Brown ⸗ und 
Providence⸗Inſeln. S. 291. 


(Nr. 1686.) Verordnung, betreffend die Rechtsverhältniſſe in dem Schutzgebiete der Marſchall 
Brown⸗ und Providence⸗Inſeln. Vom 13. September 1886. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, Koͤnig 


von Preußen x. 


verordnen auf Grund des Geſetzes, betreffend die Rechtsverhältniſſe der deutſchen 
Schutzgebiete, vom 17. April 1886 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 75) im Namen des 
Reichs, was folgt: 

Non. 


Das Geſetz über die Konſulargerichtsbarkeit vom 10. Juli 1879 (Reichs⸗ 
Geſetzbl. S. 179) tritt für das Schutzgebiet der Marſchall⸗, Brown⸗ und Providence⸗ 
Inſeln in Gemäßheit des F. 2 des Geſetzes, betreffend die Rechtsverhältniſſe der 
deutſchen Schutzgebiete, mit den in dieſer Verordnung vorgeſehenen Abänderungen 
am 1. Dezember 1886 in Kraft. 


$. 2. 

Der Gerichtsbarkeit (§. 1) unterliegen alle Perſonen, welche in dem Schutz⸗ 
gebiete wohnen oder ſich aufhalten oder bezüglich deren, hiervon abgeſehen, ein 
Gerichtsſtand innerhalb des Schutzgebietes nach den zur Geltung kommenden Ge⸗ 
ſetzen begründet iſt, die Eingeborenen jedoch nur, ſoweit fie dieſer Gerichtsbarkeit 
beſonders unterſtellt werden. 

Der Reichskanzler beſtimmt, wer als Eingeborener im Sinne dieſer Ver⸗ 
ordnung anzuſehen iſt, und inwieweit auch Eingeborene der Gerichtsbarkeit ($. 1) 
zu unterſtellen ſind. 

RES 


Dem zur Ausübung der Gerichtsbarkeit ermächtigten Beamten ſteht die 
Befugniß zu, bei Erlaß polizeilicher Vorſchriften ($. 4 des Geſetzes über die 
Konſulargerichtsbarkeit) gegen die Nichtbefolgung derſelben Gefängniß bis zu drei 
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Ausgegeben zu Berlin den 20. September 1886. 
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Monaten, Haft, Geldſtrafe und Einziehung einzelner Gegenſtände anzudrohen, 
ſoweit ihm dieſe Befugniß durch beſondere Anordnung des Reichskanzlers er⸗ 
theilt wird. 

$. 4. 


Als Berufungs- und Beſchwerdegericht in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten, 
in Konkursſachen und in den zur ſtreitigen Gerichtsbarkeit nicht gehörenden An⸗ 
gelegenheiten wird das deutſche Konſulargericht in Apia beſtimmt. 

In dem Verfahren vor dem Berufungs- und Beſchwerdegericht finden 
bezüglich der Zuſtellungen die für das Verfahren vor dem Konſulargericht in 
erſter Inſtanz geltenden Vorſchriften Anwendung. Eine Vertretung durch Anwälte 
iſt nicht geboten. 

RSCh 


Der zur Ausübung der Gerichtsbarkeit ermächtigte Beamte hat dafür zu 
ſorgen, daß die Zuſtellungen in dem Schutzgebiete mit der nach den vorhandenen 
Mitteln möglichen Sicherheit erfolgen. Er erläßt die für die Ausführung er⸗ 
forderlichen Anordnungen und überwacht deren Befolgung. 


$. 6. 

In bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten find in dem Verfahren vor den Ge⸗ 
richtsbehörden im Schutzgebiete die auf Grund einer mündlichen Verhandlung 
ergehenden Beſchlüſſe von Amtswegen zuzuſtellen. Für Beſchlüſſe, welche lediglich 
die Prozeß⸗ oder Sachleitung einſchließlich der Beſtimmung oder Aenderung von 
Terminen betreffen, genügt die Verkündung. 

Die Beglaubigung der zuzuſtellenden Schriftſtücke kann in allen Fällen 
durch den Gerichtsſchreiber erfolgen. 

Soll durch eine Zuſtellung eine Friſt gewahrt oder der Lauf der Verjährung 
oder einer Friſt unterbrochen werden, ſo treten die Wirkungen der Zuſtellung 
bereits mit der Einreichung des zuzuſtellenden Schriftſtücks bei der Gerichtsbehörde 
ein, ſofern die Zuſtellung demnächſt bewirkt wird. 

Bei Bewilligung der öffentlichen Zuſtellung einer Ladung kann die Gerichts⸗ 
behörde anordnen, daß eine Einrückung in öffentliche Blätter nicht erforderlich ſei. 

Zuſtellungen außerhalb des Schutzgebietes erfolgen im Wege des Erſuchens. 

Wohnt eine Partei außerhalb des Schutzgebietes, ſo kann, falls ſie nicht 
einen daſelbſt wohnhaften Prozeß bevollmächtigten beſtellt hat, angeordnet werden, 
daß ſie eine daſelbſt wohnhafte Perſon zum Empfange der für ſie beſtimmten 
Schriftſtücke bevollmächtige. Dieſe Anordnung kann ohne mündliche Verhandlung 
erfolgen. Eine Anfechtung des Beſchluſſes findet nicht ſtatt. Der Zuſtellungs⸗ 
bevollmächtigte iſt bei der nächſten gerichtlichen Verhandlung oder, wenn die 
Partei vorher dem Gegner einen Schriftſatz zuſtellen läßt, in dieſem zu benennen. 
Geſchieht dies nicht, ſo können alle ſpäteren Zuſtellungen bis zur nachträglichen 
Benennung durch Anheftung an die Gerichtstafel bewirkt werden. 
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Der Nachweis über die erfolgte Zuſtellung iſt zu den Gerichtsakten zu 
bringen. 
Kg" 


Die Zwangsvollſtreckung im Schutzgebiete erfolgt ausſchließlich durch den 
zur Ausübung der Gerichtsbarkeit ermächtigten Beamten. Der Beibringung einer 
vollſtreckbaren Ausfertigung bedarf es nicht, ſoweit dieſelbe von dem Gerichts— 
ſchreiber der Gerichtsbehörde im Schutzgebiete zu ertheilen ſein würde. 

Der Beamte kann nach Anordnung der Zwangsvollſtreckung mit der Aus- 
führung andere Perſonen beauftragen, welche nach ſeinen Anweiſungen zu ver— 
fahren haben. 

$. 8. 


Vollſtreckbare Ausfertigungen dürfen von dem Gerichtsſchreiber der Gerichts— 
behörde im Schutzgebiete nur auf Anordnung des zur Ausübung der Gerichtd- 
barkeit ermächtigten Beamten ertheilt werden. 


9. 2 
In dem Verfahren vor den Gerichtsbehörden im Schutzgebiete finden das 
Gerichtskoſtengeſetz und die Gebührenordnungen für Gerichtsvollzieher, für Zeugen 
und Sachverſtändige ſowie für Rechtsanwälte keine Anwendung. Bis auf Weiteres 
werden nur die wirklich aufgewendeten Auslagen erhoben, im Uebrigen beſtimmt 
der Reichskanzler, welche Vorſchriften an Stelle der bezeichneten Geſetze zu treten 
haben. 
$. 10. 


Das Geſetz, betreffend die Eheſchließung und die Beurkundung des Per⸗ 
ſonenſtandes von Reichsangehörigen im Auslande, vom 4. Mai 1870 (Bundes⸗ 
Geſetzbl. S. 599) tritt für das Schutzgebiet der Marſchall⸗, Brown⸗ und Pro⸗ 
vidence-Inſeln bezüglich aller Perſonen, welche nicht Eingeborene ($. 2 Abſ. 2) 
ſind, am 1. Dezember 1886 in Kraft. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Kaiſerlichen Inſiegel. 

Gegeben Straßburg, den 13. September 1886. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt von Bismarck. 


Herausgegeben im Reichsamt des Innern. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
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